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Verkündet
am 29 November 1955

I m 'N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

‚.des

&
Klägers und Revisionsklägerg,

Prozeßbevollmächtigter;

gegen »

die
Bundesversicherungsanstalt

für Angestellte,
'Berlin-Wilmersdorf, Ruhrstraße 2,

Beklagte unä Revisionsbeklagte,

hat der 1‚ Senat des Bundeseozialgerichts auf‘

die mündlicheVerhandlungvom29„ November'1955,>
an der mitgewirkt haben '

für Recht erkannt;

Die Revision gegen das Urteil des Landessozial—

geridhts Berlin vom 8. Oktober 1954 wird zurück—

gewiesena _
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Der Kläger war
von 1900 bis 1945 als

Kartograph heiß Reichs;

amt für Landesaufnahme in Berlin tätig, Am 20 August 1945 wur—

de er 65 Jahre alte Mit Bescheid vom 160 Juli 1946 bewilligte

ihm die Versicherungsanstalt Berlin ab 1. Mai 1946 eine "Rente

aus der Sozialversieherung" in Höhe von 106,20 RM„ Am 200 Au—

gust 1947 bewilligte sie ihm auf Grund seiner früheren Tätig—
'H_keit als Beamter auch noch

Versorgungsbfzüge
im Betrage von

amonatlich 150,—— RM„ Diese Versorgungsbbzüge führten zur Kür—

zung der Rente um den auf die Bfliehtbeiträgc entfallenden

Rententeil entsprechend der Anweisung des Magistrats von Groß—

.Berlin vom 9„ April 1948 (Verordnungsblatt s„ 219), Wegen
dieser Kürzung entstand zwischen dem Kläger und der Versiehe—_

rungsanstalt Berlin ein Rechtsstreit, der durch Urteil des

Spruehausschusses des Sezialversichérungsamts Berlin vom 20°

Dezember 1951 beendet wurde°

Mit Schreiben vom 28. Mai 1951 und 5. Juli 1951 legte der Klä—

ger der Versieherungsanstalt Berlin Unterlagen darüber vor,
daß auch noch in den Jahren 1945 und 1947 für ihn Beiträge zur-'

? Versicherungsanstalt Berlin entrichtet wurden° Seine Rente

wurde deshalb von der Versieherungsanstalt Berlin in dem Be-'

seheid vom 150 Oktober 1951 neu festgesetzto Für die Zeit vom

10 Mei 1946 bis 51° März 1950 wurde ihm die Tabellenrente von

150‚—— RM bezw° DM beWilligt, für die Zeit ab 1° April 1950,

wurde die Rente aus Grunde und Steigerungsbetrag auf 107930 DM

errechnet; dazu kamen ab 10 Januar 1951 ein Zuschlag von monat—

liCh 15,—— DM und ab 1" Juni 1951 ein weiterer Zuschlag von.'

monatlich 30‚—— DM„ Den auf die freiwilligen Beiträge entfal—

lenden Rententeil errechnete die Versicherungsanstalt Berlin

für die Zeit bis3’1o Dezember 1950 mit 47,60 DM‚ für die Zeit_

bis 510 Mai 1951 mit 62,60 DM und für die Zeit ab 10 Juni 1951

mit 77560 DM° Diese Erreehnung war notwendig, weil ab 10 April

1950 nach einer Vereinbarung zwischen dem Magistrat von Groß—

Berlin und der Versieherungsanstalt Berlin vom 120 August 1950

‘“ 15Ü ! 'Ä ' — 3 „
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„ 3 „

; nicht mehr die
Rente,

sondern die Versorgungsbezüge um den auf

Pflichtbeiträge entfallenden Rentehteil gekürzt wurden„ Was'
der Kläger hiernach von dem Magistrat Berlin an Versorgungs-

bezügen zu viel erhalten hatte; verrechnetc die Versicherungs—

anstalt Berlin mit seinen Rehtenanspriicheno

Am 80 Dezember 1951 beschwerte sich der Kläger gegen den Be—
scheid vom 15„'Oktober‘1951} er führte aus, die Versicherungs—

* anstalt Berlin habe den auf freiwillige Beiträge entfallenden

Rententeil der Tabellenrente mit 47,60 DM zu
niedrig errech—"

‘ net, auch sei ein Beitrag der Klasse J für März 1920 nicht

voll berücksichtigt werden; mit Schreiben'vom 8. Juni 1952

,
erklärte er außerdem, er verlange die Tabellenrente von

'

150‚—— DM nicht nur bis 31" März 1950, sondern bis 30° Juni

1951° Diese Beschwerde wies'der Beschwerdeausschuß am Zoo/No—
vémber 1952 zurück, die weitere Beschwerde des Klägers wurde

vom
Bezirksbérufungsausschuß

am 140 Juli 1955 zurückgewie-

sen° Gegen diese Entscheidung legte der'Kläger beim Spruch—
' ausschuß des SinalverSicherungsamts Berlin Beschwerde ein°

“lie Beschwerdeging nach Inkrafttreten des Sozialgerichts—\
gesetzes als Berufung auf das Landessdzialgericht Berlin
über} Vor-dem Landessozialgericht stellte der Kläger den—
Antrag, die BundesversicherungSanstält für Angestellte, auf

die inzwischen die Aufgaben der Angestelltenversicherung über—

.gegangen waren, zur Zahlung der Tabellenrente'bis 50 Juni

1951 zu verurteilen nd zur Zahlung des "Differenzbetrages,

der sich aus der

andzrweitigen

Errechnung des Anteils der
Tabellenrente ergibt, der auf freiwilligen Beiträgen be—

ruht‚ und zwar für die Zeit vom 1 Januar 1947 bis 50 Juni

1951"; den Antrag, bei Berechnung des Steigerungsbetrages aus
lder Anges'telltenversiCherung auch noch einen halben Beitrag

der Klasse J zu berücksichtigen, nahm er gleichzeitig zurück°

Durch Urteil vom8° Oktober 1954verwarf das Landessozialge—
richt die Berufung als unzulässigo Es führte dazu aus, der

Rechtsstreit betreffe eine Rente für bereits abgelaufene

Zéiträume„die Berufung sei deshalb 'nach 5 146 SGGnicht
Zstatthaft; die Revision werde jedoch zugelassen, damit auch

“das Bundessozialgericht zu der grundsätzlichen Frage der

_ 4 _
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Zulässigkeit der Berufung Stellung nehmen könne, Von dieser

Möglichkeit machte der Kläger Gebrauch; am 20° November 1954

_
legte er gegen das Urteil des Landessozialgeriehts Berlin Re—

vision ein und beantragte, das angefochtene Urteil aufzuhe—

ben und die Beklagte zur Zahlung von 735,20 DM an den Kläger

zu verurteilen„ Zur Begründung führte er aus, das Urteil des

Landessozialgerichts beruhe auf unrichtiger Anwendung der 55

146, 215 und 218 SGGund des Artikel 103 Abs. 1 GG, Die Be—

rufung sei nicht unzulässig gewesen; nur für die Überleitungs—

fälle des 5 215 Abs„ 7 bis 9 richte sich die Zulässigkeit der ‘
Berufung nach dem neuen Verfahrensrecht} es

Sozialgerichtsgc—

setzes, für den hier vorliegenden Fall.?
3 5 218 Abs, 6 SGGV

dagegen sei noch das alte
Verfahrensrecht

maßgebend° Wenn man

sich dieser Auffassung nicht anschließe, so sei die Berufung

trotzdem zulässig gewesen, weil vor dem Landessozialgericht

nicht eine Rente für bereits abgelaufene Zeiträume, sondern die

Höhe der zur Aufrechnung gestellten Gegenansprüche des Magi- '

‘ strats streitig gewesen sei° Im übrigen sei ihm durch die Ver—

werfung der Berufung das rechtliche Gehör in der Sache ver—
sagt worden, da zuvor eine mündliche Verhandlung nicht statt«

gefunden habe„ Er habe Anspruch auf die Zahlung des von ihm

beantragten Betrages° Aus 5 56 des Gesetzes zur Anpassung des.

Rechts der Sozialversieherung in Berlin an das in der Bundes—0

republik Deutschland geltende Recht vom 3, Dezember 1950

(BSVAG)ergebe sich, daß ihm die Tabellenrente bis 30„ Juni_
1951 zustehe; die Festsetzung des seinen freiwilligen Bei—

trägen entsprechenden Anteils an der Rente auf monatlich

47,60 DM sei unrichtig, weil sie von
der nach Grund— und Stei—

gerungsbetrag errechneten Gesamtrente von 106,50 DM ausgehe

und die Erhöhung dieser Rente auf 150‚—— DM Tabellenrente un—
berüoksichtigt lasse; der Anteil an der Tabellenrente, der auf

seine freiwilligen Beiträge entfalle, betrage 67,05 IM, weil

die Tabellenrente 150‚—- DM ausmache und etwa 45 % der Gesamt—_

beiträge freiwillige Beiträge gewesen seien° Vom 1° Januar 1947

bis 300 Juni 1951 habe er hiernach jeden Monat 19,45 RM bezwo

DM zu wenig bekommen, sein Anspruch betragc deshalb für die

Zeit vom 10 Januar 1947 bis 30° Juni 1948 18 x 19,45 RN =

550,10RM= 35‚——‚DMund für die Zeit vom1. Juli 1948bis
! ‘ j 1_ >

_ 5 ‘..U'
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_
50_

’ 300 Juni 1951 36 X 19,45 DM = 700,20 DM,.zusammen 735,20 DM°

Die Beklagte beantragte, die Revision zurückzuweisen; sie erklär—l

te dazu, sie halte_die Begründung, die das Landesaozialgericht

Berlin dem angefochtenen Urteil gegeben habe, für durchaus zué

treffendo ' ' '
II,

Die Revision, die vom Landessozialgericht zugelassen ist, ist
form— und fristgerecht eingelegt; sie ist auch rechtzeitig be—

Die»Revision ist aber
nicht

begründet„

Die BeSchwerde, die beim Spruchausschuß des Sozialversicherungs—

‚amts anhängig gewesen ist, ist mit dem Inkrafttreten des Sozial—

gerichtsgesetzes am 1. Januar 1954 naeh 5 218 Abs, 6 dieses Ge—
setzes als Berufung auf das LandesSozialgericht Berlin überge—

gangen _(vgl° Urteil des Bundessozialgerichts vom 16,6„1955,

8‘RV 223/54)° Die Frage, ob diese Berufung zulässig ist, ist
nach dem Sozialgerichtsgesetz Zu beurteilen, Es ist ein all—

gemein anerkannter Reohtsgrundsatz,’däß neues Prozeßrecht so—

fort und unmittelbar alle schwebenden Prozesse ergreift, Soweit

in der Neuregelung selbst nichts anderes bestimmt ist (ebenso

Urteil des RGo vom 31„3„1925, RGZ° Bd° 110 S. 370; Rosenberg,

Lehrbuchdes DeutschenZivilprozéßreChts, 6 Aufl s 23 5“6
‘unter I; Menger, Syst?h„ des verwaltungsgerichtlichen Rechts—

schutzes, 1954 S. 2095 Dies gilt aber nicht für Rechtsmittel

Für sie besteht der Grundsatz, daß die neuen Verfahrensvor—

schriften nur auf solche Rechtsmittel anzuwenden sind, die nach

Inkrafttreten des neuen Verfahrensrechts eingelegt werden; für

die vorher eingelegten Rechtsmittel aber gilt das alte Ver—

'f_ahrensrecht, falls die Neuregelung niChts anderes bestimmt

(ebenso die Beschlüsse des RG vom 3 2 1932, RGZ. Bd 135 S.

123.upavom10,12.1941‚RGZ.Bd. 168s. 355ff; RosenbergaaO;
Stein—Jonas—Schönke, ZPO—Kommentar, 18, Aufl„ Einleitung zu '

@511‘Anmo11 2); Zwarist nun in @218„Abaqq6see nicht aus—.
drücklich gesagt, daß sich die.Zulässigkeit der Berufung nach

dem Sozialgerichtsgesetz richtet; Dies ergibt sich.aber daraus,

_ 6 _
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daß das Sozialgerichtsgesetz für die Sozialversicherung und
Kriegsopfervers0rgung eine neue Gerichtsverfassung und ein

‘ von völlig neuen Voraussetzungen ausgehendes Verfahren ge—
bracht hat; das Verfahren vor den Sozialgerichten ist recht-
lich keine Fortsetzung des Verfahrens vor den Spruohbehörden„
sondern ein neues Verfahren; es ist mit dem Verfahren vor den '
Spruchbehörden nur durch die Überleitungsvorschriften verbun—
den Die Zulässigkeit des Verfahrens Vor den Sozialgerichten
aller Instanzen richtet sich deshalb auch bei den Überleitungs—

.fällen nach den neuen Verfahrensvor50hriften‚ sofern nicht
das Sozialgerichtsgesetz ausdrücklich auf die alten, aufge—

hobenen Verfahrensvorschriften
verweistkjaiczß°

in 5 214 #

Abs°1 Nr„ 2, Abs„4 s._g„see)‚Da@218SGGeine solcheVer—
Weisungnicht enthält, 555 die Berufung des Klägers grund—

'
sätzlich nur statthaft, wenn keine Ausschließungsgründc nach

den 55 144 bis 149 SGG vorliegeno Dieses Ergebnis stimmt auch"

überein mit @ 215 Abs„ 7 bis 9 SGG; danach richtet sich die
Zulässigkeit der bei den allgemeinen Verwaltungsgerichten ein—'
gelegten Rechtsmittel nach dem Sozialgerichtsgosetz; daß dies=

dort besonders zum Ausdruck gebracht ist, ist damit zu erklä—

ren, daß die allgemeinen Verwaltungsgeriohte und ihr Prozeß—

recht fortbestehen und die Sozialgerichte nicht ebenso an de—_

ren Stelle getreten sind, wie sie jetzt die Stelle der bishe—

rigen Spruchbehörden der Sozialversicherung einnehmen (ebenso.

im Ergebnis die Urteile des Bundess021algerichts vom 160601955;

8 RV 223/54 und v0m 20„9.1955‚ 9 RV 78/54; für den gleichge—

„
lagerten Fall des £ 215 Abs„ 3 sec auch die Urteile des Bay—

$f eriSOhenLandessozialgerichts vom24„2„7954, Breithaupt 7954
So 447 ff und vom 13„4„1954, Breithaupt 1954 S. 753 ff, sowie
des Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 2„6„1954‚ Breit—
haupt 1954 S„ 1089 ff; ferner Peters—Sauttér—Wolff, Kommentar

zur Sozialgerichtsbarkeit‚é 215 Anm° 1; Sauerwein, Das Sozial—

gerichtsgesetz, @215, Erläuterungen zu Abs° 3; Miesbach—
Ankenbrank, Sozialgerichtegesetz, 5 215 Anm„ 9; ebenso im Er-
gebnis und in der Begründung_Thannheiser—Wende—Zech, Handbuch

des Bundesversorgungsrechts, Bd° II, Erläuterung zu 5 215;
‘ROhW€r—Kahlmahn‚ Die Zulässigkeit von Berufung und Retision '1'

in lltfällen in "Die Sozialgerichtsbarkeit" 1955 S. 193 bis ‘

1959 225 bis 227)„
‘ .

‘
|
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Im vorliegenden Fall ist die Berufung des Klägers nach 5 146 SGG

unzulässig, Nach dieser Vorschrift können in Angelegenheiten der

Rentenversicherung Urteile mit der Berufung nicht angefochten

werden, die nur die Rente für bereits abgelaufene Zeiträume be—

‘treffen° Hierbei kommt es nicht darauf an, welcher Rechtssatz

'0der welches Gesetz umstritten ist,.ob der Streit die
ganze Ren-

te oder-nur einen.Rententeil betrifft; es kommt allein auf den
‘Zeitraum an, für den der Anspruch auf Rente streitig ist (eben—

so Peters—Sautter—Wolff aaO @ 145 Anm° 2 und Anm° zu 5 146;
Hastler aaO @ 145 Anm° 2 c und Anm„ zu 5 146; Miesbach—Anken—

brank aaO @ 146 Anm° 2)„ Bei der Feststellung dieses Zeitraumes

ist das Landessozialgericht mit Recht von dem Zeitpunkt aus—

gegangen, in_dem die Entscheidung des Berufungsausschusses vom

40 Juli 1953 getroffen werden ist, denn diese Entscheidung ist

mit der Berufung angegriffen, Dabei ist aber zu berücksichtiw
gen;geweSen, daß der.Kläger vor dem Landessozialgericht den

Antrag, bei der Berechnung des Steigerungsbetrages auch noch

einen-halben Beürag der Klasse J zu berücksichtigen, zurück—
genommen hat„ Nach Rücknahme dieses Antrages sind nur noch

die Ansprüche des Klägers auf Zahlung der Tabellenrente für

die Zeit vom 10 April 1950 bis 30; Juni 1951 und auf Erhöhung

seines auf die freiwilligen Beiträge entfallenden Anteils an

der Tabellenrénte für die Zeit vom 1° Januar 1947 bis 30, du—

ni 1951-im Streit gewesen° Hierbei hat es sich aber ausschließ—

lich um Rententeile für bereits abgelaufene Zeiträume und de—

ren Berechnung gehandelt Daß der Streit um diese Rententeile
auch die Höhe der Gej%nansprüche des Magistrats _wegen zu viel

gezahlten Ruhegehalt beeinflußt steht dem Umstand nicht ent—

gegen, daß nur Rententeile für bereits abgelaufene Zeiträume

im Sinne des 5 146 SGGim Streit gewesensind° Nach dieser Vor—
sohrift_ist aber in solchen Fällen die'Berufung ausgeschlossen;

.die Berufung könnte allerdings trotzdem nach 5 150 Nr; 1 SGG
zulässig sein, wenn das Sozialgericht sie im Urteil zuliesse,

weil es sich um eine Réchtssache von grundsätzlicher Bedeutung

handelt° Da zur Zeit der Entscheidung des Berufungsausschusses

die Sozialgerichte noch nicht errichtet
waren und auch keine

‚dem 5 150 Nr, 1 SGG entsprechende Vorschrift in Kraft gewes
en'

ist, ist vom Landessozialgericht selbst zu entscheiden gewesen,

ob die Berufung zuzulassen ist, weil es sich um eine Rechts—
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sache von
grundsäbzlicher Bedeutung handelt (vng die Urteile

des Bundessozialgerichts vom 16‚6„1955‚18_RV 461/54, vom 20°

93955, 9 RV753/54undvom13.10.1955,1 RA17/54und denBe—
echluß vom20.111955, 1 11140/54)„ Mit- Recht hat des Landes—

_sozialgericht angenommen, daß_der Fall des 5 150 Nr° 1-SGG

nicht gegeben ist; die Rechtssache berührt nur Ansprüche des‘

Klägers und hat keine darüber hinausgehende Bedeutung° Wenn

das Landessozialgericht deshalb die Berufung als unzulässig
verworfen hat, so hat es damit auch nicht Artikel 103 Abs; 1

_GG verletzt; in dem Verfahren vor dem Landésso_zialgericht hat
der Kläger, wie schon die ven ihm gestell en Anträge zeigen‚

Gelegenheit zur sachlichen Äußerung

gehabi

Die Rev1sion gc—l ‘

gen das Urteil des Landessozielgeriehts 1st hiernach uhbcgrün—>

det; sie ist nach 5 170 Abs. 1 Satz 1 SGGzur'ückzuweisen°

Außergerichtliche K03ten sind nicht zu er3tatten (5 193 SGG).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

